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Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin
vom 26. Januar 2018 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten einander fÃ¼r das
gesamte Verfahren nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses an
den KlÃ¤ger im Rahmen eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens.

Â 

Der KlÃ¤ger wurde im Jahre 1967 geboren und Ã¼bte seit MÃ¤rz 2000 eine
BeschÃ¤ftigung bei der Firma C bzw. zuletzt bei M als FachverkÃ¤ufer fÃ¼r
TontrÃ¤ger aus.

Â 

Die Beklagte gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger mit Bescheiden vom 1. September 2011 und
vom 9. November 2011 auf seinen Antrag vom 24. Juni 2011 Arbeitslosengeld ab
dem 28. Juli 2011 mit einer Anspruchsdauer von 360 Tagen. Nach einer
Unterbrechung wegen Ortsabwesenheit vom 19. Januar 2012 bis zum 20. Februar
2012 gewÃ¤hrte die Beklagte Arbeitslosengeld zuletzt vom 21. Februar 2012 bis
zum 29. August 2012 (Bescheid vom 29. August 2012 â�� nach Abmeldung ab 19.
Januar 2012 und erneuter Antragstellung am 21. Februar 2012).

Â 

Dieser GewÃ¤hrung lag zugrunde, dass der KlÃ¤ger von dem frÃ¼heren Inhaber der
Firma M gekÃ¼ndigt worden war. Hiergegen wehrte sich der KlÃ¤ger erfolgreich
und im arbeitsgerichtlichen Verfahren wurde festgestellt, dass das
ArbeitsverhÃ¤ltnis auf die Ehefrau des Inhabers durch BetriebsÃ¼bergang nach Â§
613a des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGB) Ã¼bergegangen sei.

Â 
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Der KlÃ¤ger klagte in einem weiteren arbeitsgerichtlichen Verfahren erfolgreich den
ausstehenden Lohn fÃ¼r April bis Dezember 2011, soweit der Lohnanspruch nicht
auf die Beklagte Ã¼bergegangen war, ein (Urteil des Arbeitsgerichts Berlin vom 15.
Februar 2013).

Â 

Im Rahmen eines weiteren arbeitsgerichtlichen Verfahrens aufgrund der
KÃ¼ndigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses nunmehr durch die Ehefrau seines
frÃ¼heren Arbeitgebers schloss der KlÃ¤ger einen Vergleich, wonach das Ende des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses der 30. April 2012 sei.

Â 

Am 11. September 2012 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung eines
GrÃ¼ndungszuschusses fÃ¼r die Aufnahme einer TÃ¤tigkeit als EinzelhÃ¤ndler im
Bereich von TontrÃ¤gern in B.

Â 

Der KlÃ¤ger nahm die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit als EinzelhÃ¤ndler fÃ¼r Musik am 1.
Oktober 2012 auf und meldete das Gewerbe zu diesem Tag am 27. September 2012
beim Bezirksamt B an.

Â 

Mit Bescheid vom 17. Dezember 2012 lehnte die Beklagte den Antrag ab und
fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass zum Zeitpunkt des Beginns der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit nicht mehr 150 Tage mit Anspruch auf Arbeitslosengeld bestehen
wÃ¼rden, da der Anspruch bereits mit Ablauf des 29. August 2012 vollstÃ¤ndig
ausgeschÃ¶pft sei. Die Voraussetzungen von Â§ 93 des Dritten Buches
-Sozialgesetzbuch (SGB III) wÃ¼rden daher nicht vorliegen.

Â 

Am 10. September 2013 beantragte der KlÃ¤ger die Ã�berprÃ¼fung des Bescheides
und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass er mit der ZurÃ¼ckweisung der Berufung
durch Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 4. September 2013
den Verzugslohn fÃ¼r die Zeit vom 1. April bis zum 31. Dezember 2011 erfolgreich
eingeklagt habe.

Â 

Mit Bescheid vom 23. September 2013 wies die Beklagte den Antrag zurÃ¼ck und
fÃ¼hrte aus, dass aufgrund des fehlenden Zuflusses von Lohn, soweit der
Entgeltanspruch auf sie Ã¼bergegangen sei, eine Gutschrift des
Arbeitslosengeldanspruchs nicht erfolgen kÃ¶nne.
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Â 

Hiergegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 4. Oktober 2013 Widerspruch ein.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 31. Oktober 2013 wies die Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Sie fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass der KlÃ¤ger nicht
vorgebracht habe, was fÃ¼r die Unrichtigkeit der Entscheidung sprechen kÃ¶nne.
Es wÃ¼rden sich keine neuen Erkenntnisse ergeben und daher sei die sachliche
PrÃ¼fung des Bescheides abzulehnen. Die Rechtsbehelfsstelle mÃ¼sse sich auch
auf die Bindungswirkung berufen.

Â 

Mit der am 11. November 2013 vor dem Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat
der KlÃ¤ger sein Begehren weiter verfolgt. Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt,
dass er nach Abschluss der arbeitsgerichtlichen Verfahren am 4. September 2013 in
der Zeit bis zum 27. September 2012 Arbeitsentgelt beanspruchen konnte und
daher zu diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung eines
GrÃ¼ndungszuschusses gegeben seien.

Â 

Nachdem die Arbeitgeberin die auf die Beklagte Ã¼bergegangenen
EntgeltansprÃ¼che des KlÃ¤gers nicht beglichen hatte, hat die Beklagte beim
Arbeitsgericht Klage auf entsprechende Zahlung erhoben. Mit Urteil vom 10.
November 2014 Â hat das Arbeitsgericht Berlin die Arbeitgeberin verurteilt, die
geforderten BetrÃ¤ge von 2.557,64 Euro (fÃ¼r die Zeit vom 28. Juli 2011 bis 18.
Januar 2012) und 2.795,64 Euro (fÃ¼r die Zeit vom 21. Februar 2012 bis 29. August
2012) an die Beklagte zu zahlen.

Â 

Ein Zahlungseingang erfolgte bisher nicht.

Â 

Mit Urteil vom 26. Januar 2018 hat das Sozialgericht den Bescheid vom 23.
September 2013 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 31. Oktober
2013 aufgehoben und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 17.
Dezember 2012 verurteilt, dem KlÃ¤ger ab dem 1. Oktober 2012 einen
GrÃ¼ndungszuschuss zu gewÃ¤hren. Es hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass
bei dem KlÃ¤ger zwar zum Beginn seiner SelbstÃ¤ndigkeit am 1. Oktober 2012,
bzw. beim Ausscheiden aus dem Leistungsbezug, keine ausreichenden Resttage
mehr vorhanden gewesen seien. Die Beklagte sei aber verpflichtet gewesen nach 
Â§ 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III vorlÃ¤ufig Leistungen zu gewÃ¤hren. Zum Zeitpunkt der
Antragstellung sei rechtskrÃ¤ftig durch Urteil des Landesarbeitsgerichts festgestellt

                             4 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/328.html


 

gewesen, dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis fortbestanden habe. Der KlÃ¤ger habe die
Verzugslohnklage am 26. Januar 2012 unter BerÃ¼cksichtigung des
AnspruchsÃ¼bergangs nach Â§ 157 Abs. 3 SGB III erhoben. Es hÃ¤tten keine
Zweifel an der ZahlungsfÃ¤higkeit des Arbeitgebers bestanden. Hieraus habe sich
mit hoher Wahrscheinlichkeit ein Arbeitslosengeld-Restanspruch mit ausreichenden
Resttagen ergeben, der die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses ermÃ¶glicht
hÃ¤tte. Es kÃ¶nne nicht zu Lasten des KlÃ¤gers gehen, dass die Beklagte die
Beitreibung der offenen Forderung nur sehr zÃ¶gerlich betrieben habe.

Â 

Gegen das ihr am 16. Februar 2018 zugestellte Urteil legt die Beklagte am 7. MÃ¤rz
2018 Berufung ein. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus, dass die Voraussetzungen
fÃ¼r die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses nicht vorliegen wÃ¼rden, da
kein Anspruch auf Arbeitslosengeld von mindestens 150 Tagen im Zeitpunkt der
Antragstellung bestanden habe. Auch das im Rahmen der GleichwohlgewÃ¤hrung
gewÃ¤hrte Arbeitslosengeld fÃ¼hre zu einer Minderung der Anspruchsdauer. Zwar
sei eine solche Minderung unbillig, wenn sie einen Ersatz fÃ¼r ihre Aufwendungen
erhalte. Indes bleibe eine Minderung bestehen, wenn die Beklagte den auf sie
Ã¼bergegangenen Anspruch nicht betreibe (vgl. BSG, Urteile vom 24. Juli 1986 â�� 
7 RAr 4/85, vom 11. Juni 1987 â�� RAr 18/86, vom 14. Juni 1988 â�� 11/7 RAr 57/87
und vom 29. November 1988 â�� 11/7 RAr 79/87). Hieraus ergebe sich nÃ¤mlich
keine Pflicht von ihr gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger, die auf sie Ã¼bergegangenen
AnsprÃ¼che geltend zu machen.

Â 

Es liege insoweit auch kein schuldhaftes Unterlassen von ihr, der Beklagten, vor und
eine Gutschrift kÃ¶nne nicht im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs
verlangt werden.

Â 

Weiterhin stehe die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungzuschusses in ihrem Ermessen
und eine Verurteilung scheitere bereits daran, dass eine Ermessensreduzierung auf
Null nicht vorliege. DarÃ¼ber hinaus sei der Zweck eines GrÃ¼ndungszuschusses
die finanzielle Absicherung der ersten Zeit der SelbstÃ¤ndigkeit. Dieser Zweck habe
nach dem Verstreichen der ersten sechs Monate im Zeitpunkt des
Ã�berprÃ¼fungsantrages nicht mehr gesichert werden kÃ¶nnen. 

Â 

DarÃ¼ber hinaus komme auch eine vorlÃ¤ufige Leistungspflicht nicht in Betracht,
da die Voraussetzungen fÃ¼r die begehrte Geldleistung gerade nicht mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit vorgelegen hÃ¤tten. Die GewÃ¤hrung sei
endgÃ¼ltig und rechtmÃ¤Ã�ig gewesen. Erst bei einem mÃ¶glichen Ersatz hÃ¤tte
eine Ã�nderung in Betracht kommen kÃ¶nnen. 
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Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 26. Januar 2018 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger fÃ¼hrt zur BegrÃ¼ndung aus, dass eine vorlÃ¤ufige Leistungspflicht
gegeben sei, insbesondere die Wahrscheinlichkeit des Vorliegens der
Anspruchsvoraussetzungen. Hierbei sei entscheidend, ob die Beklagte mit der
Durchsetzung ihrer AnsprÃ¼che erfolgreich gewesen wÃ¤re. Eine solche
Wahrscheinlichkeit liege vor, insbesondere da er seine AnsprÃ¼che gegen seine
Arbeitgeberin habe durchsetzen kÃ¶nnen. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie den des Verwaltungsvorganges der Beklagten. 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig, insbesondere fristgerecht im Sinne des Â§
151 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) eingelegt.

Â 

Die Berufung ist begrÃ¼ndet.

Â 

                             6 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html


 

Gegenstand des Berufungsverfahrens sind das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
26. Januar 2018 und der Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 23. September 2013 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 31. Oktober 2013. Der KlÃ¤ger macht
zutreffend mit der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54
Abs. 4 SGG einen Anspruch auf Aufhebung des Bescheides vom 17. Dezember 2012
und GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses ab dem 1. Oktober 2012 geltend.

Â 

Unzutreffend hat das Sozialgericht in seinem Urteil die Beklagte unter Aufhebung
des Ã�berprÃ¼fungsbescheides vom 23. September 2013 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 31. Oktober 2013 verurteilt, den Bescheid vom 17.
Dezember 2012 aufzuheben und dem KlÃ¤ger einen GrÃ¼ndungszuschuss ab dem
1. Oktober 2012 zu gewÃ¤hren. Ein solcher Anspruch steht dem KlÃ¤ger nicht zu
und der ablehnende Ã�berprÃ¼fungsbescheid in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert den KlÃ¤ger nicht in
seinen Rechten nach Â§ 54 Abs. 2 SGG.

Â 

Nach Â§Â 44 Abs.Â 1 SatzÂ 1 des Zehnten Buches â�� Sozialgesetzbuch (SGB X) ist,
soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht
unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich
als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
worden sind, der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen.

Â 

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die
Beurteilung eines solchen Anspruchs ist der Zeitpunkt des Erlasses des zu
Ã¼berprÃ¼fenden Bescheides â�� hier Bescheid vom 17. Dezember 2012 (zur
MaÃ�geblichkeit der Sach- und Rechtslage zu diesem Zeitpunkt vgl. nur SchÃ¼tze,
in: SchÃ¼tze, 9. Auflage 2020, Â§ 44, Rn.10).

Â 

Der KlÃ¤ger hatte zu diesem Zeitpunkt weder einen Anspruch auf GewÃ¤hrung
eines GrÃ¼ndungszuschusses nach Â§ 93 SGB III noch auf GewÃ¤hrung von
vorlÃ¤ufigen Leistungen nach Â§ 328 Abs. 1 SGB III.

Â 

Nach Â§Â 93 Abs.Â 1 SGB III kÃ¶nnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
durch Aufnahme einer selbststÃ¤ndigen, hauptberuflichen TÃ¤tigkeit die
Arbeitslosigkeit beenden, zur Sicherung des Lebensunterhaltes und zur sozialen
Sicherung in der Zeit nach der ExistenzgrÃ¼ndung einen GrÃ¼ndungszuschuss
erhalten. Ein GrÃ¼ndungszuschuss â��kannâ�� nach Â§Â 93 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGB
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III geleistet werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer

1. bis zur Aufnahme der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld hat, dessen Dauer bei Aufnahme der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit noch mindestens 150 Tage betrÃ¤gt und nicht allein auf Â§Â 147
Abs.Â 3 beruht,

2. der Agentur fÃ¼r Arbeit die TragfÃ¤higkeit der ExistenzgrÃ¼ndung
nachweist und

3. ihre oder seine Kenntnisse und FÃ¤higkeiten zur AusÃ¼bung der
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit darlegt.

Â 

Diese Voraussetzungen lagen im maÃ�geblichen Zeitpunkt nicht vor, da der
KlÃ¤ger bei Aufnahme seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit zum 1. Oktober 2012
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld von noch mindestens 150 Tage gegen die
Beklagte hatte. Der KlÃ¤ger bezog bis zur AusschÃ¶pfung seines Anspruchs am 29.
August 2012 von der Beklagten Arbeitslosengeld.

Â 

Ein Entfallen der Minderung des Arbeitslosengeldanspruchs nach Â§ 148 Abs. 1 Nr. 1
SGB III aufgrund des Ã�bergangs von AnsprÃ¼chen auf die Beklagte im Rahmen
der GleichwohlgewÃ¤hrung nach Â§ 157 SGB III liegt unter Beachtung der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung nicht vor. Im konkreten Einzelfall erfolgte
durch die Beklagte eine GleichwohlgewÃ¤hrung unter Beachtung der VerfÃ¼gung
in den zugrunde liegenden Bewilligungsbescheiden. Auch wenn die Beklagte den
Anschein einer vorlÃ¤ufigen Entscheidung gesetzt haben kÃ¶nnte, erfolgte die
GleichwohlgewÃ¤hrung rechtmÃ¤Ã�ig und endgÃ¼ltig (vgl. BSG, Urteil vom 25.
Oktober 1989 â�� 7 RAr 108/88 â��, Rn. 23, juris und Valgolio, in: Hauck/Noftz, SGB
III, Stand: Januar 2021, Â§ 157 Rn. 83 ,108).

Â 

Zwar entfÃ¤llt eine Minderung nachtrÃ¤glich, wenn die Beklagte fÃ¼r das
gewÃ¤hrte Arbeitslosengeld Ersatz erlangt (BSG, Urteil vom 24. Juli 1986 â�� 7 RAr
4/85 und vom 9. August 1990 â�� 7 RAr 104/88). Diese Rechtsfolge ist im Anschluss
an die Rechtsprechung ab dem 1. August 2016 ausdrÃ¼cklich in Absatz 3 der
Regelung in Â§Â 148 SGB III vorgesehen. Indes ist nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG (Urteile vom 24. Juli 1986 â�� 7 RAr 4/85 â��, Rn. 22 juris
(Problem noch offengelassen), vom 11. Juni 1987 â�� 7 RAr 16/86 â��, Rn. 24 juris,
vom 14. Juni 1988 â�� 11/7 RAr 57/87 â��, Rn. 16 juris und vom 29. November
1988 â�� 11/7 RAr 79/87 â��, Rn. 17 juris und so auch Valgolio, Hauck/Noftz, SGB
III, Stand: Juli 2020, Â§ 148 Rn. 40) die durch ErfÃ¼llung eingetretene Minderung
nicht rÃ¼ckgÃ¤ngig zu machen, wenn die Beklagte keinen Ersatz erhÃ¤lt, selbst
wenn sie die Ã¼bergegangenen AnsprÃ¼che nicht betreibt, obwohl es ihr mÃ¶glich
ist. FÃ¼r den KlÃ¤ger verbleibt es in diesen FÃ¤llen dabei,
SchadensersatzansprÃ¼che gegen seinen Arbeitgeber wegen des Leistungsausfalls
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geltend zu machen (vgl. Valgolio, Hauck/Noftz, SGB III, Stand: Juli 2020, Â§ 148 Rn.
40).

Â 

Der Senat folgt der Kritik an dieser Rechtsprechung nicht (vgl. LSG Niedersachsen-
Bremen, Urteil vom 3. September 2009 â�� L 12 AL 46/07 â��, Rn. 24 juris, LSG
Hessen, Urteil vom 2. September 2011 â�� L 9 AL 107/09 â��, Rn. 37 juris und
dagegen: LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 25. November 2010 â�� L 2 AL 79/08 â��,
Rn. 27 juris). Hiernach soll eine FÃ¶rderungs- und Betreuungspflicht der Beklagten
gegenÃ¼ber dem Arbeitslosen bestehen. Bei einer Verletzung dieser Pflicht soll der
Arbeitslose im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs so zu stellen sein,
als sei der Erstattungsanspruch erfÃ¼llt worden. Sonst wÃ¼rde dem Arbeitslosen
zugemutet werden, eine Pflichtverletzung der Beklagten auszugleichen.

Â 

Nach der Ã�berzeugung des Senats besteht in Ã�bereinstimmung mit der oben
erwÃ¤hnten Rechtsprechung des BSG (vgl. auch Valgolio, Hauck/Noftz, SGB III,
Stand: Januar 2021, Â§ 148 Rn. 41 und Â§ 157 Rn. 110 ff.) gerade keine Pflicht der
Beklagten, die Ã¼bergegangenen VergÃ¼tungsansprÃ¼che einzutreiben. Durch
die GleichwohlgewÃ¤hrung erfolgt eine optimale Gestaltung der
LeistungsansprÃ¼che des Arbeitslosen. Die RÃ¼ckabwicklung des Leistungsfalls im
Falle einer erfolgten Gutschrift stellt eine hieran orientierte interessengerechte
LÃ¶sung dar. Die Beklagte trifft gerade keine weitere Pflicht aus dem bestehenden
SozialversicherungsverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger zur zeitnahen
Geltendmachung von Forderungen gegenÃ¼ber dem ehemaligen Arbeitgeber. Der
AnspruchsÃ¼bergang erfolgt im Interesse der Beklagten und nicht zur Wahrung der
Interessen des Arbeitslosen.

Â 

Wenn der Gesetzgeber die Beklagte Ã¼ber die Leistungserbringung aufgrund der
Versicherungspflicht hinaus verpflichten wollte, hÃ¤tte er eine entsprechende
Regelung schaffen mÃ¼ssen. Bei der Geltendmachung der AnsprÃ¼che handelt es
sich um eine vielschichtige Materie, wobei die Interessen des KlÃ¤gers und der
Beklagten nicht identisch sein mÃ¼ssen. Das Interesse der Beklagten kann auch
sein, durch die fehlenden BeitreibungsmaÃ�nahmen eine ZahlungsunfÃ¤higkeit des
Arbeitgebers mit der Vernichtung von ArbeitsplÃ¤tzen zu verhindern. DarÃ¼ber
hinaus stehen der KlÃ¤ger und die Beklagte bei der Beitreibung der Arbeitsentgelte
in einem KonkurrenzverhÃ¤ltnis zueinander, da der KlÃ¤ger ein Interesse daran hat,
dass die Beklagte ihm nicht zuvorkommt. Weiterhin hat der KlÃ¤ger es in der Hand,
seinen Anspruch vollstÃ¤ndig gegenÃ¼ber dem Arbeitgeber geltend zu machen,
bevor er seinen Anspruch aus der Arbeitslosenversicherung in Anspruch nimmt. 

Â 

Ã�ber die GrundsÃ¤tze des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs kann ebenfalls
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keine VerlÃ¤ngerung der eigentlich zustehenden Bezugsdauer erreicht werden. Ein
sozialrechtlicher Herstellungsanspruch scheitert schon daran, dass keine
Pflichtverletzung der Beklagten erkennbar ist. Die Beklagte war hier â�� wie oben
dargestellt â�� nicht zur Geltendmachung der auf sie Ã¼bergegangenen
AnsprÃ¼che gegenÃ¼ber dem Arbeitgeber verpflichtet (LSG Sachsen-Anhalt, Urteil
vom 25. November 2010Â â�� L 2 AL 79/08Â â��, Rn. 30 juris).

Â 

Dem KlÃ¤ger stand im maÃ�geblichen Zeitpunkt auch kein Anspruch auf eine
vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung nach Â§ 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III zu. Hiernach kann Ã¼ber
die Erbringung von Geldleistungen vorlÃ¤ufig entschieden werden, wenn zur
Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs einer Arbeitnehmerin oder eines
Arbeitnehmers auf Geldleistungen voraussichtlich lÃ¤ngere Zeit erforderlich ist, die
Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit
vorliegen und die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer die UmstÃ¤nde, die einer
sofortigen abschlieÃ�enden Entscheidung entgegenstehen, nicht zu vertreten hat.
Diese Voraussetzungen liegen nicht vor, da die Voraussetzungen fÃ¼r einen
Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht vorliegen. Von einer
hinreichenden Wahrscheinlichkeit des Vorliegens der Anspruchsvoraussetzungen ist
regelmÃ¤Ã�ig dann auszugehen, wenn nach dem derzeitigen Stand der
Sachverhaltskenntnis nach objektiver Betrachtung ein deutliches Ã�bergewicht
fÃ¼r das Bestehen des Anspruchs spricht (vgl. Schubert, in: jurisPK-SGB III, Stand:
21. Januar 2019, Â§ 328 Rn. 72).

Â 

Im Zeitpunkt der BehÃ¶rdenentscheidung am 17. Dezember 2012 war der Anspruch
des KlÃ¤gers auf Arbeitslosengeld erschÃ¶pft. Voraussetzung fÃ¼r einen denkbaren
Anspruch wÃ¤re daher die Zahlung der Arbeitgeberin an die Beklagte aufgrund der
Ã¼bergegangenen LohnansprÃ¼che. FÃ¼r eine solche Zahlung sprach zum
damaligen Zeitpunkt kein deutliches Ã�bergewicht. Die ehemalige Arbeitgeberin
wehrte sich im arbeitsgerichtlichen Verfahren gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger bis in die
Berufungsinstanz gegen die geltend gemachten AnsprÃ¼che. Allein daraus, dass
nach der EinschÃ¤tzung des Sozialgerichts zum damaligen Zeitpunkt keine Zweifel
an der ZahlungsfÃ¤higkeit der ehemaligen Arbeitgeberin bestanden, folgt noch kein
deutliches Ã�bergewicht fÃ¼r eine Prognose im Hinblick auf die tatsÃ¤chliche
Zahlung an die Beklagte.

Â 

Unter Beachtung der oben dargestellten fehlenden Pflicht der Beklagten,
entsprechende Forderungen zeitnah beizutreiben, kÃ¶nnen aus dem Verhalten der
Beklagten im weiteren Verfahren und der vorgetragenen zÃ¶gerlichen Vollstreckung
der Forderung keine Schlussfolgerung fÃ¼r die Bewertung der Wahrscheinlichkeit
im maÃ�geblichen Zeitpunkt getroffen werden. Eine solche EinschÃ¤tzung wÃ¼rde
im Ergebnis gerade doch eine Pflicht der Beklagten begrÃ¼nden, die Forderungen
zeitnah zu betreiben, da eine vorlÃ¤ufige Leistungspflicht sonst angenommen
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werden kÃ¶nnte.

Â 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 193 SGG.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§Â 160 SGG
nicht vorliegen.

Â 

Erstellt am: 03.11.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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